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(Nr. 13717.) Geſetz über die Neufaſſung und die Abänderung von Gerichtsgemeinſchaftsverträgen. 
Vom 16. März 1932. 4 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Die nachſtehend abgedruckten Staatsverträge vom 19./26. November 1931, nämlich 
1. der Gerichtsgemeinſchaftsvertrag zwiſchen Preußen und Thüringen für den Oberlandes- 
gerichtsbezirk Jena, SG 
2. der Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Thüringen über eine zweite Abänderung des 
Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 15/0. Juni 1921 ~~ 
werden genehmigt. 
§ 2. 
(1) Hinſichtlich der Dienſtaufſicht, der Dienſtſtrafſachen, der ſonſt den Dienſtſtrafbehörden zu⸗ 
gewieſenen Geſchäfte und der Amtsenthebung der Schiedsmänner gehören die Amtsgerichtsbezirke 
Suhl, Schleuſingen, Ranis und Ziegenrück zum Landgerichtsbezirk Erfurt und Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Naumburg a. S., die Amtsgerichtsbezirke Brotterode, Schmalkalden und Steinbach-Hallen⸗ 
berg zum Landgerichtsbezirk und Oberlandesgerichtsbezirk Kaſſel, ſoweit nicht reichsrechtlich die 
Zuſtändigkeit der gemeinſchaftlichen Juſtizbehörden begründet iſt. 
(2) Das gleiche gilt für Juſtizverwaltungsſachen und ſolche Geſchäfte, die nach Landesrecht von 
den Präſidenten oder Präſidien des Landgerichts oder Oberlandesgerichts zu erledigen ſind. 


§ 3. 
(1) Der § 2 dieſes Geſetzes tritt zugleich mit dem Gerichtsgemeinſchaftsvertrage für den Ober- 
landesgerichtsbezirk Jena in Kraft. Die im § 30 Abſ. 2 dieſes Vertrags getroffene Übergangs⸗ 


regelung gilt auch für die durch § 2 dieſes Geſetzes herbeigeführten Anderungen in der Zuſtändigkeit 
der Behörden. 


(2) Im übrigen tritt dieſes Geſetz mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 16. März 1932. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
N Braun. Schmidt. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 4. April 1932), 
Geſetzſammlung 1932. (Nr. 18 717—13721,) 
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Gerichtsgemeinſchaftsvertrag 
zwiſchen Preußen und Thüringen für den Oberlandesgerichtsbezirk Jena. 


Zwiſchen Preußen und Thüringen wird vorbehaltlich der nach der Verfaſſung erforderlichen 
Genehmigung folgender Staatsvertrag über das Oberlandesgericht in Jena und die Landgerichte 
in Meiningen und Rudolſtadt abgeſchloſſen. 


§ 1. 

Für preußiſche und thüringiſche Gebietsteile beſtehen 
ein gemeinſchaftliches Oberlandesgericht in Jena, 
ein gemeinſchaftliches Landgericht in Meiningen, 
ein gemeinſchaftliches Landgericht in Rudolſtadt. 


8 2. 
Zum Oberlandesgericht in Jena gehören die Bezirke der thüringiſchen Landgerichte in Alten⸗ 
burg, Eiſenach, Gera, Gotha, Weimar und der gemeinſchaftlichen Landgerichte in Meiningen und 
Rudolſtadt. 


§ 3. 

Zum Landgericht in Meiningen gehören die Bezirke der thüringiſchen Amtsgerichte in Eis⸗ 
feld, Heldburg, Hildburghauſen mit der Abteilung Themar, Meiningen, Oſtheim v. d. Rhön, 
Römhild, Bad Salzungen, Schalkau, Sonneberg, Steinach, Waſungen, Zella-Mehlis und die 
Bezirke der preußiſchen Amtsgerichte in Brotterode, Schleuſingen, Schmalkalden, Steinbach⸗ 
Hallenberg und Suhl. 


§ 4. 

Zum Landgericht in Rudolſtadt gehören die Bezirke der thüringiſchen Amtsgerichte in 
Gräfenthal, Kahla, Königſee, Lobenſtein, Oberweißbach, Pößneck, Rudolſtadt, Saalfeld mit der 
Abteilung Leutenberg, Stadtilm und die Bezirke der preußiſchen Amtsgerichte in Ranis und 
Ziegenrück. 

SER 


Jedes Land kann die Bezirke ſeiner Gerichte ohne Zuſtimmung des anderen Landes ändern, 
wenn dadurch die Bezirke der gemeinſchaftlichen Gerichte nicht berührt werden. 


§ 6. 
Das Oberlandesgericht in Jena führt die Bezeichnung „Gemeinſchaftliches Thüringiſches 
Oberlandesgericht“, die Landgerichte in Meiningen und Rudolſtadt führen die Bezeichnung „Ge⸗ 
meinſchaftliches Thüringiſches Landgericht“. x 


§ 7. 
Die Zuſtändigkeit der gemeinſchaftlichen Juſtizbehörden richtet ſich, ſoweit nicht Reichsrecht 
entſcheidet, nach dem Rechte des Landes, aus dem die Angelegenheit erwachſen iſt. 
Die Regierungen werden jedoch umfangreichere Gutachten von ihnen nur im gegenſeitigen 
Einverſtändnis fordern und ebenſo bei Aufträgen zu Zwecken der Landesgeſetzgebung verfahren. 


§ 8. 
Die oberſte Juſtizverwaltung und die oberſte Aufſicht über die gemeinſchaftlichen Juſtiz⸗ 
behörden üben beide Regierungen gemeinſam aus. Den Geſchäftsverkehr vermittelt die 
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thüringiſche Regierung unbeſchadet der Befugnis der preußiſchen Regierung, ſich mit den gemein⸗ 
ſchaftlichen Juſtizbehörden auch unmittelbar in Verbindung zu ſetzen. Eilige Maßnahmen von 
untergeordneter Bedeutung trifft die thüringiſche Regierung ſelbſtändig. 


Unabhängig von der Mitwirkung der anderen Regierung handhabt jede Regierung in 
den aus ihrem Lande erwachſenen Sachen das Recht, der Staatsanwaltſchaft dienſtliche Anweiſungen 
zu erteilen ($ 146 GG.), ſowie das Gnadenrecht. Auch iſt in Angelegenheiten, die die Aufſicht 
über die Amtsgerichte und die Amtsanwälte betreffen, die einzelne Regierung an die Mitwirkung 
der anderen nicht gebunden. 


Der Oberlandesgerichtspräſident, die Landgerichtspräſidenten, der Generalſtaatsanwalt und 
die Oberſtaatsanwälte üben die Aufſicht über die gemeinſchaftlichen Behörden nach den 
thüringiſchen Geſetzen aus. 


§ 9. 
Die Zahl der Planſtellen bei den gemeinſchaftlichen Juſtizbehörden wird durch den Haushalt 
(§ 16) beſtimmt. 


§ 10. 

Die Planſtellen für den höheren Dienft, den Dienſt in den Geſchäftsſtellen (Bürodienſt) und 
den Kaſſendienſt werden teils von Preußen und teils von Thüringen beſetzt. 

Preußen beſetzt beim Oberlandesgericht zwei Ratsſtellen, beim Landgericht in Meiningen 
die Stellen für einen Direktor, drei Richter, einen Staatsanwalt und drei Beamte der Geſchäfts— 
ſtellen ſowie abwechſelnd mit Thüringen die Stelle des Oberſtaatsanwalts, beim Landgericht in 
Rudolſtadt die Stellen für einen Richter und einen Beamten der Geſchäftsſtellen. Die anderen 
in Abſatz 1 bezeichneten Stellen beſetzt Thüringen. Andert ſich die Zahl der Planſtellen, ſo wird 
erforderlichenfalls das Beſetzungsrecht durch Vereinbarung der beiden Regierungen im Sinne der 
vorſtehenden Grundſätze anderweit geregelt. 


Vor der Beſetzung einer Stelle iſt die in Ausſicht genommene Perſon der anderen Regierung 
mitzuteilen. Bedenken gegen die Auswahl werden vor der Anſtellung erörtert und durch Verein— 
barung erledigt. a 6 g 


Die Anſtellungsurkunden der richterlichen Beamten und der höheren Beamten der Staats— 
anwaltſchaft werden von der Regierung, der das Beſetzungsrecht zuſteht, im eigenen Namen und 
zugleich im Namen der anderen Regierung vollzogen. Die Anſtellungsurkunden für die Beamten 
der Geſchäftsſtellen und die Kaſſenbeamten fertigt die thüringiſche Regierung oder die von ihr 
beauftragte Stelle aus. 


§ 11. 

Die ſonſtigen Planſtellen, insbeſondere im Kanzlei⸗ und Wachtmeiſterdienſt, beſetzt die 
thüringiſche Regierung oder die von ihr beauftragte Stelle nach Verſtändigung mit der preußiſchen 
Regierung im Auftrage beider Regierungen. Dabei iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß geeignete 
Perſonen aus jedem der Länder nach dem ungefähren Verhältnis der zum Gerichtsbezirk gehörigen 
Bevölkerungsteile herangezogen werden. 


§ 12. 
: ‚Die Abordnung von Hilfsbeamten ſowie die Annahme von Angeſtellten und Arbeitern ver- 
fügt im Auftrage der beiden Regierungen innerhalb der von ihnen zugeſtandenen Beſetzung der 
Behörden in der Regel die thüringiſche Regierung oder die von ihr beauftragte Stelle. 


Soll jedoch ein preußiſcher Beamter als Hilfsbeamter Verwendung finden, ſo ſteht die 
Abordnung der preußiſchen Regierung oder der von ihr beauftragten Stelle zu. 


Soweit Hilfsbeamte oder Angeſtellte vorausſichtlich dauernd erforderlich ſind, gilt für ihre 
Auswahl § 11 Satz 2 entſprechend. Im übrigen iſt der preußiſchen Regierung Gelegenheit zur 
Abordnung eines Hilfsbeamten zu geben, wenn er in einer von Preußen zu beſetzenden Stelle 
Verwendung finden ſoll. 
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8 13. 

Die planmäßigen Beamten der gemeinſchaftlichen Juſtizbehörden ſind Staatsangehörige 
und Beamte beider Länder, unterſtehen jedoch dem beim Inkrafttreten dieſes Vertrags geltenden 
thüringiſchen Recht, ſoweit nicht der Vertrag Ausnahmen vorſieht oder einzelne Vorſchriften des 
thüringiſchen Rechts auf Grund der bisherigen Staatsverträge von der Geltung ausgeſchloſſen 
waren. Künftige Anderungen dieſes Rechts bedürfen zu ihrer Anwendung auf die Gemeinſchafts⸗ 
behörden der Zuſtimmung der preußiſchen Regierung. 


Soweit das anzuwendende thüringiſche Recht Verſetzungen in ein anderes Amt oder die 
Verpflichtung zur Amtsübernahme vorſieht, kommen außer den Amtern bei den gemeinſchaftlichen 
Juſtizbehörden für die von Preußen ernannten oder gemäß § 11 Satz 2 aus Preußen einberufenen 
Beamten nur preußiſche Amter, für die anderen Beamten nur thüringiſche Amter in Betracht. 


Bei der Dienſtaltersfeſtſetzung kann im Einzelfalle von dem Grundſatz des Abſatz 1 nach 
näherer Vereinbarung der beiden Regierungen abgewichen werden. 

Für die Verſetzung in den Warteſtand und in den Ruheſtand gelten die 88 10 und 11 
entſprechend. Beantragt einer der in § 10 bezeichneten Beamten ſeine Entlaſſung aus dem 


Staatsdienſt oder kommt ſeine Verſetzung an eine Behörde des Landes in Frage, das ihn ernannt 
hat, ſo ſteht die Entſcheidung dieſem Lande allein zu. 


Der beim Dienſtantritt zu leiſtende Eid lautet: 


„Ich ſchwöre Treue dem Reich und den Ländern Preußen und Thüringen, Treue 
auch ihren Verfaſſungen, Gehorſam den Geſetzen und gewiſſenhafte Erfüllung meiner 
Amtspflichten.“ N 


Eine religiöſe Beteuerung beizufügen iſt zuläſſig. 


8 14. 


Die Rechtsſtellung der aus einem der beiden Länder zur Hilfeleiſtung an die Gemeinſchafts⸗ 
behörden abgeordneten Beamten regelt ſich nach dem Recht des Heimatſtaats. 

Für das ſonſtige Perſonal der Gemeinſchaftsbehörden, für die Ruheſtands- und Warteſtands⸗ 
beamten dieſer Behörden und für die Hinterbliebenen von Gemeinſchaftsbeamten gilt das 
thüringiſche Recht in der durch § 13 beſtimmten Umgrenzung. 


§ 15. 
Inwieweit die Stellen der Handelsrichter und ihrer Stellvertreter von Preußen oder von 
Thüringen beſetzt werden, regeln die beiden Regierungen. 
Im übrigen gelten die SS 10 und 13 für dieſe Beamten entſprechend. 


8 16. 


Über die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinſchaftsbehörden werden Haushaltspläne 
aufgeſtellt. Sie bilden Teile des thüringiſchen Staatshaushaltsplans. Zu ihrer Aufſtellung und 
etwaigen ſpäteren Abänderung iſt jedoch die Zuſtimmung der preußiſchen Regierung erforderlich; 
ſoweit ein Einverſtändnis nicht erzielt wird, bleiben die zuletzt feſtgeſtellten Haushaltspläne 
weiter in Kraft. 

Im übrigen gelten für die Aufſtellung und Ausführung der Haushaltspläne die thüringiſchen 
Beſtimmungen, ſoweit nicht der Gerichtsgemeinſchaftsvertrag oder beſondere Vereinbarungen eine 
Abweichung bedingen. 


§ 17. 
Bei jedem Gemeinſchaftsgericht ſoll eine gemeinſchaftliche Kaſſe beſtehen. 
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§ 18. 

Der gemeinſchaftliche Aufwand wird zunächſt aus den eigenen Einnahmen der gemeinſchaft⸗ 
lichen Kaſſen beſtritten, ſoweit dieſe aber nicht ausreichen, von den beiden Regierungen durch 
Beiträge gedeckt. 

Das Beitragsverhältnis beſtimmt ſich nach dem Anteil der preußiſchen und der thüringiſchen 
Gebietsteile an der Geſamtzahl der Gerichtseingeſeſſenen jedes Bezirks. Maßgebend iſt das bei 
der Abrechnung bekannte Ergebnis der letzten allgemeinen Volkszählung vor Beginn des Rechnungs⸗ 
fahrs. Im Laufe des Rechnungsjahrs find nach Bedarf Vorſchüſſe auf die Jahresbeiträge 
zu leiſten. 

§ 19. 

Die Feſtſtellung des gemeinſchaftlichen Aufwands wird, ſoweit erforderlich, durch Verein⸗ 
barung der beiden Regierungen geregelt. Insbeſondere treffen ſie darüber Beſtimmung, wie⸗ 
weit Ausgaben, die überwiegend im Intereſſe eines Vertragsteils geleiſtet werden, dieſem allein 
zur Laſt fallen und wieweit für die Heranziehung der Gemeinſchaftsbehörden zu den beſonderen 
Staatsaufgaben eines der beiden Länder von dieſem Entſchädigung zu leiſten iſt. 

Jedes Land kann eine Vorausbelaſtung des anderen nach Abſ. 1 Satz 2 verlangen, wenn 
dieſes Land nach dem „Inkrafttreten des Vertrags die Zuſtändigkeit der Gemeinſchaftsbehörden 
landesrechtlich erweitert (S 7) und hierdurch erhebliche Mehrausgaben herbeiführt. Der An- 
ſpruch entfällt jedoch, wenn die Gemeinſchaftsbehörden landesrechtlich trotz der Zuſtändigkeits⸗ 
erweiterung von dieſem Lande verhältnismäßig nicht ſtärker in Anſpruch genommen werden 
als von dem anderen Land. 

§ 20. 

Die thüringiſche Regierung läßt die jährlichen Kaſſenrechnungen durch die thüringiſche 
Rechnungskammer prüfen und feſtſtellen; ſie ordnet Kaſſenprüfungen und Kaſſenſtürze an. Sie 
teilt die Ergebniſſe der preußiſchen Regierung mit. Dieſe kann ſich die Rechnungen vorlegen laſſen. 

Bei jeder gemeinſchaftlichen Kaffe beſtellt die thüringiſche Regierung einen Prüfer, beim 
Oberlandesgericht aus den Beamten des Oberlandesgerichts, bei den Landgerichten den thüringiſchen 
Bezirksreviſor für den Landgerichtsbezirk. Der Prüfer vertritt die Kaffe bei Beſchwerden, ſonſtigen 
Rechtsmitteln und Anträgen über die Koſten. Auch die thüringiſche Rechnungskammer iſt befugt, 
die gemeinſchaftlichen Kaſſen zu prüfen. 

§ 21. 

Die Gerichtskoſten einſchließlich der Stempel und Verwaltungsgebühren werden, ſoweit nicht 
Reichsgeſetze anzuwenden ſind, nach den W des Landes berechnet, aus dem die einzelnen 
Sachen erwachſen ſind. 

Über den Erlaß von Koſten, die in eine gemeinſchaftliche Kaſſe fließen, entſcheiden beide 
Regierungen gemeinſchaftlich, Thüringen allein, wenn der Betrag der Koſtenrechnung 100 AM 
nicht überſteigt. Steht der Koſtenerlaß mit einem Gnadengeſuch oder Gnadenerweis im Bu- 
ſammenhang, fo gilt § 8 Abſ. 2 auch für die Koſten. 


§ 22. 

War eine an das Oberlandesgericht gelangte Sache im erſten Rechtsgang bei einem Amts⸗ 
oder Landgericht anhängig, ſo werden die Gerichtskoſten und Geldſtrafen ſowie die Einnahmen 
aus einer Einziehung oder Verfallerklärung von dem Lande, dem das im erſten Rechtsgang mit 
der Sache befaßte Gericht angehört, und wenn dies ein Gemeinſchaftsgericht war, von der Kaſſe 
dieſes Gerichts für eigene Rechnung eingezogen. 

War eine Sache der Landgerichte im erſten Rechtsgang bei einem Amtsgericht anhängig, ſo 
ſteht die Einziehung ebenfalls dem Lande zu, dem das Gericht angehört. 

In allen anderen Fällen gebühren die geſamten Einnahmen der gemeinſchaftlichen Kaſſe 
des Gerichts, bei dem ſie erwachſen ſind. 

§ 23. 


a Die Auslagen, die in einzelnen Rechtsſachen entſtehen, werden zwiſchen dem Oberlandes- 
gerichte, den beiden Landgerichten und den Amtsgerichten ihres Bezirks außer in den Fällen der 
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Abſätze 2 und 3 nicht erſtattet. Hat ſie die Staatskaſſe zu tragen, ſo fallen ſie bei einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Gericht der gemeinſchaftlichen Kaſſe, bei anderen Gerichten dem Lande aur Laſt, dem 
das Gericht angehört. 

Die durch eine Ablieferung . Auslagen hat das Gericht, an das die Ablieferung 
erfolgt, vorzuſchießen. Sie fallen ihm endgültig zur Laſt, wenn ſie nicht nach § 24 erſtattet 
werden. Wird die Koſtenerſtattung bei Ablieferungen durch Ländervereinbarungen anders 
geregelt, fo ijt nach den Vereinbarungen zu verfahren. 

Haftkoſten für Unterſuchungsgefangene fallen den Kaſſen der gemeinſchaftlichen Gerichte nur 
in den erſtinſtanzlichen Strafſachen des Oberlandesgerichts und in Schwurgerichtsſachen vom 
Tage der Eröffnung der Vorunterſuchung und im Falle einer Überweiſung oder Verweiſung von 
dem ſpäteren Tage ab zur Laſt, zu dem die für ſolche Fälle getroffenen Vereinbarungen den Über⸗ 
gang der Haftkoſten auf die übernehmende Behörde vorſehen. Im übrigen ſind Haftkoſten, die 
in den zur Zuſtändigkeit der Gemeinſchaftsgerichte gehörigen Strafſachen entſtehen, von dem 
Lande zu tragen, aus dem die Sache erwachſen iſt. In anderen Strafſachen richtet ſich die Er- 
ſtattung von Haftkoſten unter den in Abſatz 1 bezeichneten Behörden nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften und etwaigen beſonderen Vereinbarungen. 


§ 24. 8 

Die Kosten der Strafvollſtreckung trägt das Land, aus deſſen Gebiet die Strafſache 
erwachſen iſt. 

Freiheitsſtrafen werden mangels beſonderer Vereinbarungen in den eigenen 533 
jedes Landes vollſtreckt. 

§ 25. 

Das Land Thüringen ſtellt die vorhandenen, in ſeinem Eigentum ſtehenden Räume und 
Einrichtungsſtücke für die gemeinſchaftlichen Juſtizbehörden ſowie für die Unterbringung der 
Unterſuchungsgefangenen der gemeinſchaftlichen Gerichte zur Verfügung. 

Für das Gebäude des Oberlandesgerichts zahlt die gemeinſchaftliche Kaffe des Oberlandes⸗ 
gerichts einen jährlichen Mietzins von 31200 A.M; die laufenden Unterhaltungskoſten fallen 


Thüringen zur Laſt. Die Einrichtungsſtücke einſchließlich der Bücherei ſtehen im Miteigentum: 
beider Länder; der Anteil jedes Landes beſtimmt ſich nach denſelben Grundſätzen wie das Bei— 


tragsverhältnis (§ 18 Abſ. 2). Die Unterhaltung und Ergänzung der Einrichtungsſtücke fällt 
der gemeinſchaftlichen Kaſſe zur Laſt. ; 

Für die Geſchäftsräume der Landgerichte und Staatsanwaltſchaften ſowie für die Gefängnis⸗ 
räume nebſt Einrichtungsſtücken wird ein Mietzins nicht gezahlt. Soweit ſie den Zwecken der in 
Sonneberg errichteten Kammern des Landgerichts und der dort beſtehenden e ce 
dienen, trägt Thüringen auch die Koſten der Unterhaltung und Erſatzbeſchaffung. 

Im übrigen werden bei den Landgerichten und Staatsanwaltſchaften die laufenden Unter⸗ 
haltungskoſten für die Gebäude und die Ausgaben für die Unterhaltung und den Erſatz der Ein- 
richtungsſtücke aus der Gemeinſchaftskaſſe beſtritten. Für die Gefängniſſe gilt § 26. 

Preußen erwirbt kein Miteigentumsrecht an den Gebäuden und Einrichtungsſtücken der Land⸗ 
gerichte, Staatsanwaltſchaften und Gefängniſſe. 

Als Unterhaltungskoſten gelten auch etwaige Koſten der Verſicherung der Gebäude und 
Einrichtungsſtücke. 


Machen Anderungen der Gerichtsverfaſſung oder andere Umſtände notwendig, mehr Räume 
zu beſchaffen und einzurichten, oder ſollen die Gebäude und ihre Einrichtungen in befondevent: 


Umfange verbeſſert werden (3. B. Zentralheizung, elektriſche Lichtanlagen), ſo wird die Auf⸗ 
bringung der Koſten durch Vereinbarung der beiden Regierungen geregelt. 


§ 26. 


Die geſamten Ausgaben für die Gefängniſſe einſchließlich der a und Verſorgungs⸗ 


bezüge, aber ausſchließlich der Arbeitsbetriebskoſten, werden zunächſt von den Gemeinſchaftskaſſen 
gezahlt. Nach Abſchluß des Rechnungsjahrs werden ſie nach der Zahl der Hafttage in dieſem 
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Rechnungsjahre und, ſoweit es ſich um größere, für mehrere Jahre ausreichende Inſtandſetzungen 
handelt, nach der Zahl der Hafttage in den letzten drei Rechnungsjahren verteilt. Zu Laſten der 
Gemeinſchaftskaſſe (§§ 17, 18) find nur die Unterſuchungshafttage zu berückſichtigen, für die nach 
§ 23 Abſ. 3 Satz 1 die Kaſſe eines der gemeinſchaftlichen Gerichte die Koſten zu tragen hat; im 
übrigen find die Hafttage bei dem Lande in Anſatz zu bringen, aus deſſen Gebiet die Strafjache 
erwachſen iſt. 

Die Arbeitsbetriebe in den Gefängniſſen gehen für Rechnung Thüringens. Nimmt ein 
Unterſuchungsgefangener, deſſen Haftkoſten der Gemeinſchaftskaſſe oder Preußen zur Laſt fallen, 
an der Arbeit teil, ſo zahlt Thüringen für jeden Arbeitstag eine durch Vereinbarung ſeſtzuſetzende 
Entſchädigung an bate Gemeinſchaftskaſſe oder die preußiſche Staatskaſſe. 


§ 27. 
Die Umzugskoſten der anzuſtellenden Beamten trägt das Land allein, aus dem der Beamte 
kommt ($$ 10, 11). Sie find nach den Beſtimmungen dieſes Landes zu berechnen. 
Werden Gemeinſchaftsbeamte bei einer anderen Gemeinſchaftsbehörde angeſtellt, ſo gehören 
die nach 8 13 zu berechnenden Umzugskoſten zu den gemeinſchaftlichen Ausgaben der neuen Behörde. 


§ 28. 

Die zur Ausführung des Vertrags erforderlichen Beſtimmungen, insbeſondere hinſichtlich 
der Dienſt⸗ und Geſchäftsverhältniſſe erläßt Thüringen nach Verſtändigung mit Preußen. 

Die Geſchäftsordnung für das Oberlandesgericht wird von ihm entworfen und von den 
Regierungen gemeinſam feſtgeſtellt. f 
§ 29. 

Iſt eine bei Anwendung dieſes Vertrags auftauchende Frage in ihm nicht geregelt oder 
ergeben ſich bei der Auslegung Zweifel, ſo kann die Regelung oder Entſcheidung des Zweifels 
durch Vereinbarung der Regierungen mit en verbindlicher W erfolgen. 


§ 30. 

Der Zeitpunkt, zu dem dieſer Vertrag in Kraft tritt, wird ae der verfaſſungsmäßigen 
Genehmigung durch die beiden Regierungen beſtimmt. Von dieſem Zeitpunkt ab werden die 
bisherigen Verträge über die gemeinſchaftlichen Gerichte durch den neuen Vertrag erſetzt. Un— 
berührt bleibt jedoch der Staatsvertrag zwiſchen den Freiſtaaten Preußen, Bayern und Thüringen 
über die Aufhebung von Gemeinſchaftsverträgen vom 15., 17. und 22. Februar 1921. 

Soweit dieſer Vertrag Zuſtändigkeiten ändert, werden Sachen, in denen am Tage des 
Inkrafttretens noch keine erſte Entſcheidung vorliegt, an die Behörde abgegeben, die vom Tage 
des Inkrafttretens ab zuſtändig iſt; im übrigen entſcheiden die bisher zuſtändigen e 


§ 31. 5 
Der Vertrag Faint von jedem Teil mit mindeſtens zweijähriger Rift zum 31. März eines 
jeden Jahres gekündigt werden. 


Berlin, den 19. November 1931. 


Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 
(L. 8.) Der Juſtizminiſter. 
Dr. Schmidt. 


Weimar, den 26. November 1931. 


(L. 8.) Thüringiſches Staatsminiſterium. 
Baum. 
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Anlage 2 


Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und Thüringen über eine zweite Abänderung des 
Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 15/20. Juni 1921. 


Zwiſchen Preußen und Thüringen wird vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen 
Genehmigung folgender Vertrag abgeſchloſſen: 


Artikel J. 

Der Staatsvertrag vom 15/0. Juni 1921 zwiſchen Preußen und Thüringen über den 
Anſchluß thüringiſcher Gebietsteile an den Landgerichtsbezirk Erfurt und den Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Naumburg in der Faſſung des Staatsvertrags vom 12/9. Dezember 1924 wird dahin 
abgeändert: 

1. Zwiſchen den beiden Abſätzen des Artikels 5 wird als neuer Abſatz eingefügt: 

„Geſchäfte, die das hiernach zur Anwendung kommende thüringiſche Landes⸗ 
recht dem Landgerichtspräſidenten oder dem Präſidium des Landgerichts zuweiſt, 
werden von dem in Artikel 4 bezeichneten Landgerichtsdirektor und in deſſen Ver⸗ 
tretung von dem in Artikel 4 bezeichneten Landgerichtsrat, bei ſeiner Behinderung 
von den übrigen Richtern der Strafkammer in Sondershauſen in der Reihenfolge 
des Dienſtalters erledigt. In höherer Inſtanz wird Thüringen für dieſe Angelegen⸗ 
heiten die Zuſtändigkeit beſonders regeln.“ 

2. Der bisherige Abſatz 2 des Artikels 5 wird Abſatz 3. 

3. Artikel 6 Abſatz 3 wird dahin gefaßt: 

„Bei den Geſchäften der eigentlichen Justizverwaltung wird Thüringen die 
Mitwirkung des Oberlandesgerichts und des Landgerichts im allgemeinen nicht in 
Anſpruch nehmen. Die Aufſicht über die thüringiſchen Amtsgerichte regelt ſich nach 
Artikel 5 Abſatz 2. Die Aufſicht über die thüringiſchen Amtsanwaltſchaften führt 
der Oberſtaatsanwalt in Erfurt und der Generalſtaatsanwalt in Naumburg nach 
Maßgabe der in Thüringen geltenden Beſtimmungen.“ 


Artikel I. 


Den Zeitpunkt, zu dem dieſer Vertrag in Kraft tritt, beſtimmen nach der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Genehmigung die beiden Regierungen. Sachen, über die am Tage des Inkrafttretens 
noch keine erſte Entſcheidung vorliegt, werden an die Stelle abgegeben, die vom Tage des Inkraft⸗ 
tretens ab zuſtändig iſt; im übrigen entſcheidet die bisher zuſtändige Behörde. 


Berlin, den 19. November 1931. 


Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 
(L. 8.) Der Juſtizminiſter. 
Dr. Schmidt. 


Weimar, den 26. November 1931. 


L. 8.) Thüringiſches Staatsminiſterium. 
Baum. 
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(Nr. 13718.) Verordnung zur Anderung des Landeswahlgeſetzes. Vom 8. März 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von Ländern 
und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird unter Aufhebung der Ver⸗ 
ordnung zur Anderung des Landeswahlgeſetzes vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 208) 
folgendes verordnet: ; 


Sale 
Das Geſetz über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag (Landeswahlgeſetz) in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 671) und des Geſetzes zur Anderung 
des Landeswahlgeſetzes vom 11. April 1928 (Geſetzſamml. S. 55) wird wie folgt geändert: 
In den SS 30, 31 und 32 wird die Zahl „40 000“ durch die Zahl „50 000“ und im 
% 4.8 32 die Zahl „20 000“ durch die Zahl „25 000“ erſetzt. 


8 2. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an dem die nächſten Hauptwahlen zum 
Preußiſchen Landtag beſtimmt werden. 


Berlin, den 8. März 1932. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 13719.) Bekanntmachung über das Inkrafttreten der Staatsverträge zwiſchen Preußen und 
Thüringen vom 19.26. November 1931 und des § 2 des Geſetzes vom 16. März 1932 
(Geſetzſamml. S. 137). Vom 17. März 1932. 


Auf Grund des § 30 des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags zwiſchen Preußen und Thüringen 
für den Oberlandesgerichtsbezirk Jena vom 19.26 November 1931 und des Artikels II des Staats- 
vertrags zwiſchen Preußen und Thüringen vom 19/26. November 1931 über eine zweite Ab⸗ 
änderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 15/0. Juni 1921 iſt durch Vereinbarung des 
Preußiſchen und des Thüringiſchen Staatsminiſteriums als Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
beiden Staatsverträge der 1. April 1932 beſtimmt worden. 

Gemäß § 3 Abſ. 1 des Geſetzes über die Neufaſſung und die Abänderung von Gerichts- 
gemeinſchaftsverträgen vom 16. März 1932 (Geſetzſamml. S. 137) tritt auch der § 2 dieſes Geſetzes 
mit dem 1. April 1932 in Kraft. 


Berlin, den 17. März 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


G f 1%, 
% fae 
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(Nr. 13720.) Verordnung zur Aufhebung der Verordnungen vom 27. September 1921 (Geſetzſamml. 
S. 516) und vom 22. Februar 1923 (Geſetzſammlung. S. 55) über die Ausdehnung 
der Beſtimmungen der Bundesratsbekanntmachung vom 2. Auguſt 1917 Geichsgeſetzbl. 
S. 683) auf das Unterrichtsfach der Heilkunde. Vom 15. März 1932. 


Einziger Artikel. 
Die Verordnungen vom 27. September 1921 GGeſetzſamml. S. 516) und vom 22. Februar 
1923 (Geſetzſamml. S. 55) werden aufgehoben. 


Berlin, den 15. März 1932. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 


Grimme. Scheidt. 


(Nr. 13721.) Verordnung auf Grund des § 5 Erſter Teil Kapitel II der Vierten Verordnung des 
Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des 
inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 699 ff.) in Verbindung mit 
den Verordnungen des Reichskommiſſars für Preisüberwachung vom 23. und 29. Februar 
1932 über Übertragung von Befugniſſen an die oberſten Landesbehörden (Deutſcher 
Reichsanzeiger Nr. 47 und 57). Vom 15. März 1932. 


8 1. 
Die der oberſten Landesbehörde durch die Verordnungen des Reichskommiſſars für Preis⸗ | 
überwachung vom 23. und 29. Februar 1932 übertragenen Befugniſſe hinſichtlich der Überwachung 
der Preiſe für lebenswichtige Lebens- und Genußmittel ſowie für lebenswichtige handwerkliche 
Leiſtungen zur Befriedigung des täglichen Bedarfs werden hiermit den Regierungspräſidenten, 
jedoch mit Ausnahme von Kaſſel und Wiesbaden, für Berlin dem Polizeipräſidenten, übertragen. 


820 ye 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. a | 
Berlin, den 15. März 1932. | 


Der Preußiſche Minifter für Handel und Gewerbe. 
Schreiber. a 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(§ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Die Anderungen vom 5. Februar 1932 zu den Ausführungsbeſtimmungen vom 3. Januar 1928 
in der Faſſung vom 21. November 1928 (Beilagen für Miniſterialblatt für die innere Verwaltung 1928 
Nr. 3 und 50 zum Polizeibeamtengeſetz vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) ſind im Miniſterialblatt 
für die innere Verwaltung vom 16. März 1932 (vgl. RdErl. vom 8. März 1932 — II B II 25 Nr. 9/31 
Nr. 13) verkündet. 


Berlin, den 8. März 1932. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 
2. In der Volkswohlfahrt, Amtsblatt des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt, Nr. 5, vom 
1. März 1932, iſt eine Bekanntmachung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend die Abänderung 
der Gebührenordnung für approbierte Arzte und Zahnärzte vom 1. September 1924 (Volkswohlfahrt 
Nr. 18) veröffentlicht, die am 1. März 1932 in Kraft getreten iſt. 
Berlin, den 15. März 1932. 


Preußiſches Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
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